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5. Schweden.

Höchstes üericht (H,5gsta Domstol)

28.&apos; Olktober 1929. (NJA. 1929 S. 471 ff.)
Russische Nationalisierungsdekrete - Anerkennung -

i kr ung.W &apos;l
Außerhalb des russischen l&apos;erritoriums befindliche Vermögensstücke

einer durch das Dekret des Rates, der Volkskommissare VOM 28., November
igi8 aufgelösten und nationalisierten russischen Versicherungsgesellschaft
sind nicht russisches Staatseigentum geworden. Sie werden zugunsten der d
Berechtigten verwaltet und unterliegen der Liquidation nach Maßgabe der

4

Gesetze des Staates, in dem sie sich befinden.

Tatbestand. Die russische Versicherungs-Aktiengesellschaft
Deuxi Compagnie Russe d&apos;Assurances fond6e en 1835 erhielt im

Jahre igi6 die Erlaubnis, durch die,beklagte Firma als ihrer General---&quot;-

agentin Versicherungsgeschäfte in Schweden zu betreiben. l Sie muß

(nach den Vorschriften. der schwedischen Versicherungsgesetze de-r--&apos;&quot;
--

-

Reichsbank einen Betrag von I05.ooo Kronen in schwedischen Staats-,
papieren hinterlegen Die beklagte Firma hatte mit der Begründung,
daß die,Versicherungsgesellschaft bereits im Jahre 1917 aufgehört
habe, in Schweden Versicherungsgeschäfte abzuschließen, und daß alle
angemeldeten Schäden gedeckt seie&apos;n, die Herausgabe des Depots, das
sich noch auf 78.176, 27 Kronen belief, verlangt. Diesem Antrage-war,
da sich die Beklagte persönlich zur Abgeltung aller etwa noch ent-

In-stehenden Forderungen verpflichtet hatte, entsprochen worden.
zwischen.aber hatte ein gewisser Savitch auf&apos;Grund einer ihm am25. Mai
igi8 vom Vorstand der Versicherungsgesellschaft ausgestellten General-
vollmacht am 8. März 192o den Anspruch der Gesellschaft auf das Depot
an einen gewissen Stange und dieser wiederum an die Klägerin abge-&apos;
treten, die ihn nunmehr mit der Klage geltend gemacht hat.

Die Beklagte hat ihre Zahlungspflicht bestritten und unter anderem
angeführt:

Die russische Versicherungsgesellschaft sei auf Grund des sowjet-
russischen Dekrets vom 28. November igi8 verstaatlicht worden und
nach durchgeführter Liquidation spätestens im Juli igig kein selb-

ständiges Rechtssubj ekt mehr gewesen. Damit sei auch die auf Savitch
lautende Vollmacht hinfällig geworden. Die schwedischen Gerichte aber
müßten, nachdem die Sowjetregierung am 15. März 1924 von der schwe-
dischen Regierung de jure anerkannt worden sei, bei Beurteilung, der
Frage, ob eine russische Gesellschaft rechtsfähig sei, die neue russische
Gesetzgebung und Rechtsanschauung zugrunde legen.

Die Klägerin hat dagegen geltendgemacht, daß die Nationalisierungs-
maßnahmen, wie auch aus den Zirkularen der russischen Volkskommis-
sare des Auswärtigen und der Justiz vom T2. April 1922 und 26. September
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1923 hervorgehe, in ihrer Wirkung auf, das russische Territorium be-
schränkt seien, und daher Depots russischer Gesellschaften in Schweden
und die von solchen Gesellschaften im Auslande vorgenommenen Rechts-

geschäfte nicht berühren könnten. Die Gesellschaft habe aber, nachdem
die Vorstandsmitglieder infolge der russischen Revolution nach Paris

übergesiedelt seien, noch mehrere Jahre hindurch ihre Geschäfte in
außerrussischen, Ländern, darunter auch in Skandinavien, weiter. be-
trieben und auch mit der Beklagten noch in Korrespondenz gestanden.

Die erste Instanz (Stockkolms Rädhusrätt) &quot;hat die Klage abgewiesen.
Sie ist davon ausgegangen, daß die russische Gesellschaft infolge. der

Nationalisierungsmaßnahmen längstens bis zum T. April igig bestanden
habe und mit diesem Zeitpunkt auch die Befugnis ihrer Bevollmäch-

tigten, in ihrem Namen Geschäfte zu schließen, erloschen sei. Infolge-
dessen sei die am 8. März igzo durch Savitch an Stange vorgenommene
Abtretung ungültig und damit habe auch die weitere Abtretung durch
Stange der Klägerin keine Rechte verschaffen können.

Die zweite Instanz (Svea Hovrätt) ist zu demselben Ergebnis gelangt.
Aus der am 8. März - Ig:2o an Stange erfolgten Abtretung der Rechte der

russischen Gesellschaft und, damit auch aus der späteren Abtretung an

die Klägerin könnten in Schweden keine Rechte hergeleitet werden, weil

das gesamte Vermögen der russischen Versicherungsgesellschaft durch

das Dekret vom 28. November igi8 zu russischem Staatseigentum erklärt
worden sei, dieses Dekret aber, da Schweden die Regierung der Union
der Sozialistischen Sowjet-Republiken am 15. März 1924 anerkannt habe,
die Grundlage der Entscheidung bilden müsse.

Das Höchste Gericht hob das Urteil auf und verurteilte die Beklagte.
Aus den Gründen:

Zwar sind die russischen Versicherungsgesellschaften durch das De&quot;
kret VOM 28. November 1g18 aufgelöstwordenundkönnen nach vollzogener
Auflösung nicht mehr als russische. Gesellschaften anerkannt werden,
jedoch kann dem Dekret, soweit darin das Vermögen der Versicherungs-
gesellschaften zum Staatseigentum erklärt ist und zu diesem Zweck
Liquidation erlassen sind, keine Wirkung auf Vermögens-
stücke zuerkannf werden, -die sich außerhalb des russischen Territoriums

befunden haben. Diese müssen vielmehr besonders liquidiert und der
sich etwa ergebende Überschuß nach den in den betreffenden Ländern

gelten6n Rechtsgrundsätzen verteilt werden.
Es war daher erforderlich, daß. die Vermogensstücke der russischen

Gesellschaft, die sich außerhalb,des russischen Territoriums befanden,
für Rechnung der Berechtigten verwaltet wurden.

Da angenommen werden muß, daß Savitch zur Zeit der Abtretung
der Gesellschaftsforderung an Stange im Interesse der Berechtigten für

die Abwicklung der von der Gesellschaft außerhalb Rußlands betriebe-.

nen Geschäfte tätig war und, soweit ermittelt werden konnte, zu dieser
Zeit andere Personen als Savitch und die Vorstandsmitglieder&quot;die ihn

bevollmächtigt hatte, Zur Besorgung der Gesellschaftsangelegenheitea
nicht vorhanden waren, ist die Klägerin auf Grund der von Savitch -an:
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Stange und der von Stange an sie erfolgt `berechtigt,von
der Beklagten die, Herausgabe der deponiertIen Papiere,oder deren Wert
zu verlangen, soweit sie nicht zur Abdecku! der der russischen Gesell-
sch-aft auf Grund ihrer hiesigen Bietätigung erwachsenen Schulden er-

forderlich sind
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